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I N H A LT

1. Anträge

Anträge können nur Gemeinden und Gemeindever-
bände stellen.

Im Antrag sind das Haushaltsjahr, der Zweck und die
angesprochene Bedarfszuweisung zu bezeichnen.

Im Antrag sind das Vorhaben zu beschreiben, der
Ausführungszeitraum zu nennen, die Gesamtkosten, im
Falle eines in zwei oder mehreren Jahren auszuführen-
den Vorhabens auch die auf die einzelnen Jahre entfal-
lenden Teilkosten, zu beziffern und die Gesamtfinan-
zierung, im Falle eines in zwei oder mehreren Jahren aus-
zuführenden Vorhabens auch die auf die einzelnen Jahre
entfallende Teilfinanzierung, darzustellen.

Im Antrag sind die im nächsten Haushaltsjahr und
den zwei folgenden Kalenderjahren geplanten Vorha-
ben, gereiht nach der ihnen vom Gemeinderat zuge-
messenen Dringlichkeit, jeweils mit der Bezeichnung
des Vorhabens, der für die Ausführung vorgesehenen
Zeit und den voraussichtlichen Kosten, anzugeben.

Im Antrag sind allenfalls überörtliche oder regionale
Auswirkungen des Vorhabens und multifunktionale
Nutzungsmöglichkeiten hervorzuheben. Nach Mög-
lichkeit sind Kostenvoranschläge, die auch auf die Folge-
kosten eingehen, Raum- und Funktionsprogramme, die
allfällige überörtliche, regionale oder multifunktionelle
Mehrfachnutzungen erkennen lassen, und dergleichen
anzuschließen.

Im Antrag sind schließlich die örtlichen Abgaben-
sätze, insbesondere die Hebesätze für die Grundsteuer

A und B, der Erschließungsbeitragssatz und die Ge-
bührensätze der einmaligen und laufenden Benüt-
zungsgebühren für Wasser und Kanal, anzugeben; wer-
den zum Erschließungsbeitrag und/oder zu den Benüt-
zungsgebühren für Wasser und Kanal verlorene Zu-
schüsse gewährt, sind diese offen zu legen. Außerdem
ist nachvollziehbar darzustellen, ob und inwieweit die
Gemeinde ihre Aufgaben in der örtlichen Raumord-
nung, namentlich in Bezug auf das örtliche Raumord-
nungskonzept und den Flächenwidmungsplan, in der
Vorhaltung der Infrastrukturen für die Versorgung mit
Wasser, für die Entsorgung von Abwasser und Abfällen,
für Kinderbetreuung und Schule, für den Verkehr, für
die Bestattung der Toten und dergleichen, nachgekom-
men ist.

2. Einbringung der Anträge

Die Anträge sind bei der zuständigen Bezirkshaupt-
mannschaft einzubringen 

Die Anträge für das folgende Haushaltsjahr und spä-
tere Haushaltsjahre sind längstens bis 15. September des
laufenden Jahres einzubringen.

Anträge für das laufende Haushaltsjahr und nach dem
15. September für das folgende Haushaltsjahr dürfen
ausnahmsweise auch später eingebracht werden, wenn
der finanzielle Engpass durch ein Ereignis ausgelöst
wurde, welches trotz gehöriger Sorgfalt nicht vorher-
gesehen oder abgewendet werden konnte.

Anträge sind grundsätzlich vor Beginn der Ausfüh-
rung des Vorhabens einzubringen.
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3. Prüfung der Anträge

Die Prüfung der Anträge obliegt der Bezirkshaupt-
mannschaft im Einvernehmen mit der Abteilung Ge-
meindeangelegenheiten.

Es ist besonders zu prüfen, ob und inwieweit für die
Finanzierung des Vorhabens eine Deckung aus dem or-
dentlichen Haushalt, eine Entnahme von Rücklagen,
eine Fremdfinanzierung durch Kredit oder Leasing, ein
verlorener Zuschuss von dritter Seite und dergleichen in
Frage kommt. Bei der Prüfung der Dringlichkeit ist er-
forderlichenfalls eine Reihung vergleichbarer Vorhaben
im Bezirk vorzunehmen. Dabei ist nach objektiven und
nachvollziehbaren Maßstäben vorzugehen. Bei der Prü-
fung der Bedürftigkeit ist in erster Linie von der mög-
lichen Finanzausstattung bei Ausschöpfung aller zu-
mutbaren Einnahmequellen auszugehen.

Die Gemeinden (Gemeindeverbände) sind verpflich-
tet, einschlägige Fragen der Bezirkshauptmannschaft
bzw. der Abteilung Gemeindeangelegenheiten unver-
züglich zu beantworten.

4. Zusicherung, Entscheidung, Auszahlung

Die Gemeindereferentin sichert der Gemeinde (dem
Gemeindeverband) die Bedarfszuweisungen schriftlich
zu. In der Zusicherung werden die Gemeinde (der Ge-
meindeverband), das Haushaltsjahr, der Zweck und die
Höhe der Bedarfszuweisung bestimmt. In die Zusiche-
rung werden allenfalls erforderliche aufschiebende oder
auflösende Bedingungen aufgenommen. Die Zusiche-
rung gilt nur für das in der schriftlichen Zusicherung

genannte Haushaltsjahr. Die Zusicherung kann aus
wichtigen Gründen widerrufen werden.

Die Zusicherung stellt in ihrer rechtlichen Qualität
eine Verwendungszusage dar, die die Gemeinde (den Ge-
meindeverband) in die Lage versetzen soll, mit der wei-
teren Planung des Vorhabens fort zu fahren bzw. mit der
Ausführung des Vorhabens zu beginnen.

Wurde mit der Ausführung des Vorhabens begonnen,
so fordert die zuständige Bezirkshauptmannschaft nach
Maßgabe der Dringlichkeit und Bedürftigkeit und nach
Maßgabe der vorhandenen Mittel die von der Ge-
meindereferentin zugesicherten Bedarfszuweisungen
bei der Abteilung Gemeindeangelegenheiten an. Die
Abteilung Gemeindeangelegenheiten erstellt im Ein-
vernehmen mit der Gemeindereferentin den Regie-
rungsantrag über die Gewährung der Bedarfszuweisun-
gen. Über die Gewährung der Bedarfszuweisungen ent-
scheidet die Landesregierung in kollegialer Beschluss-
fassung. Die Abteilung Gemeindeangelegenheiten zahlt
die mit Regierungsbeschluss gewährten Bedarfszuwei-
sungen an die Gemeinde (den Gemeindeverband) aus.

Eine vorschussweise Auszahlung von Bedarfszuwei-
sungen ist nur im Fall äußerster Dringlichkeit und Be-
dürftigkeit, namentlich in Katastrophenfällen, möglich.
Die Entscheidung über die Gewährung eines Vorschus-
ses ist der Gemeindereferentin vorbehalten.

Die bestimmungsgemäße Verwendung der Bedarfs-
zuweisungen ist von der für die Wahrnehmung der Ge-
meindeaufsicht zuständigen Aufsichtsbehörde zu über-
prüfen.

37.
Bedienstetenschutz – aktuell: Erste Hilfe

Rechtsgrundlagen: § 29 TBSG 2003, § 8 PrävD-V, ASt-V

AUSSTATTUNG 
DER ARBEITSSTÄTTEN

o In jeder Arbeitsstätte ist eine Ausstattung an Mit-
teln für die erste Hilfe bereitzustellen. Art und Um-
fang dieser Ausstattung müssen der Anzahl der in der
Arbeitsstätte beschäftigten Bediensteten sowie den auf-
grund der Art der Arbeitsvorgänge, der verwendeten
Arbeitsmittel oder Arbeitsstoffe möglichen Verlet-
zungsgefahren angemessen sein.

o Mittel der ersten Hilfe sind in staubdicht schlie-
ßenden Behältern in hygienisch einwandfreiem, jeder-
zeit gebrauchsfertigem Zustand aufzubewahren. Die

Aufbewahrungsorte müssen leicht zugänglich und ge-
kennzeichnet sein. In unmittelbarer Nähe müssen vor-
handen sein:
• eine ausführliche Anleitung zur Erste-Hilfe-Leistung,
• Vermerke mit den Namen der Erst-Helfer und
• die Notrufnummer der Rettung oder Vermerke über

Unfallmeldestellen, Krankentransportmittel, Ärzte
oder Krankenhäuser.

o In Arbeitsstätten mit besonderen Unfallgefahren
sind Einrichtungen für den Transport von Verletzten in
ausreichender Zahl bereitzustellen. Die Aufbewah-
rungsorte müssen leicht zugänglich und gekennzeich-
net sein.
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o Ein Sanitätsraum ist in Arbeitsstätten einzurich-
ten, in denen
• regelmäßig mehr als 250 Bedienstete beschäftigt wer-

den oder
• regelmäßig mehr als 100 Bedienstete beschäftigt wer-

den und aufgrund der Art der Arbeitsvorgänge oder
Arbeitsverfahren, der verwendeten Arbeitsstoffe oder
Arbeitsmittel besondere Unfallgefahren für die Be-
diensteten bestehen.

ERST-HELFER

o Der Dienstgeber hat dafür zu sorgen, dass in
Dienststellen mit mehr als zehn Bediensteten eine aus-
reichende Anzahl an Erst-Helfern zur Verfügung steht.
Ihre Aufgabe besteht in der Leistung von erster Hilfe im
Bedarfsfall, z. B. bei Arbeitsunfällen oder bei Bränden.

o Für die Anzahl der Erst Helfer je Dienststelle sind
folgende Kriterien maßgeblich:
• die Anzahl der anwesenden Bediensteten und
• die aufgrund der Art der Arbeitsvorgänge, der ver-

wendeten Arbeitsmittel oder Arbeitsstoffe bestehen-
den Verletzungsgefahren.

Im Unterschied zur AStV des Bundes verzichtet die
PrävD-V auf die Festlegung einer Mindestanzahl an
Erst-Helfern. Die in § 40 Abs. 1 AStV festgelegten und
im Folgenden wiedergegebenen Schwellenwerte können
freilich eine gewissen Orientierung bieten.

o Besteht eine Dienststelle aus mehreren Arbeits-
stätten, so sind für jede dieser Arbeitsstätten Erst-Hel-
fer zu bestimmen.

o Nach Möglichkeit soll in jeder Arbeitsstätte immer
eine ausreichende Anzahl von Erst-Helfern anwesend
sein.

o Erst-Helfer müssen eine mindestens 16-stündige
Ausbildung in erster Hilfe nach den vom Roten Kreuz
ausgearbeiteten Lehrplänen oder eine gleichwertige
Ausbildung (z. B. im Rahmen des Präsenzdienstes oder
des Zivildienstes) absolviert haben. Die Ausbildung ist
spätestens nach zehn Jahren zu wiederholen.

ÜBUNGEN IN ERSTER HILFE

Übungen in erster Hilfe sind in regelmäßigen Ab-
ständen abzuhalten. Im Rahmen dieser Übungen sind
neue Erkenntnisse auf dem Gebiet der ersten Hilfeleis-
tung besonders zu berücksichtigen.

Anzahl der Arbeitnehmer Anzahl der Erst-Helfer 

von bis  

in Arbeitsstätten mit mittlerem und hohem Gefährdungspotential 

5 19 1 

20 29 2 

30 39 3 

je weitere 10 1 zusätzlicher Erst-Helfer 

in Arbeitsstätten mit geringem Gefährdungspotential (zB Büros) 

5 29 1 

30 49 2 

50 69 3 

je weitere 20 1 zusätzlicher Erst-Helfer 

38.
Bedienstetenschutz – aktuell: Brandschutz

Rechtsgrundlagen: § 29 TBSG 2003, § 9 PrävD-V, ASt-V

AUSSTATTUNG 
DER ARBEITSSTÄTTEN

o In jeder Arbeitsstätte müssen geeignete Lösch-
hilfen, wie Löschwasser, Löschdecken, Löschsand,
Wandhydranten, tragbare Feuerlöschgeräte oder fahr-
bare Feuerlöscher in ausreichender Anzahl bereitge-
stellt sein.

o Löschhilfen müssen jederzeit gebrauchsfähig, er-
forderlichenfalls gegen Einfrieren geschützt und leicht
erreichbar sein. Die Löschhilfen oder deren Aufstel-
lungsorte müssen gekennzeichnet sein.

o Besondere Brandschutzeinrichtungen, wie
Brandmeldeanlagen oder stationäre Löschanlagen, sind
zu installieren, wenn dies aufgrund besonderer Ver-

hältnisse für einen wirksamen Schutz der Bediensteten
erforderlich ist. Maßgeblich sind folgende Kriterien:
• Art der Arbeitsvorgänge oder Arbeitsverfahren
• Art oder Menge der vorhandenen Arbeitsstoffe
• vorhandene Einrichtungen oder Arbeitsmittel
• Lage, Abmessungen, bauliche Gestaltung, 

Nutzungsart der Arbeitsstätte 
• höchstmögliche Anzahl der in der Arbeitsstätte an-

wesenden Personen
o Folgende Maßnahmen des erhöhten Brand-

schutzes sind in Arbeitsstätten, für die ein Brand-
schutzbeauftragter bestellt wurde, zusätzlich zu treffen
(§ 7 Tiroler Feuerpolizeiordnung gilt sinngemäß):
• Brandalarmplan (Festlegung der Reihenfolge der im

Brandfall zu alarmierenden Personen und Stellen)
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• Brandschutzplan (schematische Darstellung der An-
ordnung, der Umrisse und des Inneren der Arbeits-
stätte sowie der dem Brandschutz und der Brand-
bekämpfung dienenden Einrichtungen)

• Brandschutzordnung (Verhaltensregeln zur Brand-
verhütung, organisatorische Maßnahmen des vorbeu-
genden Brandschutzes, Verhaltensregeln im Brand-
fall)

• Brandalarmplan und Brandschutzordnung sind in der
Arbeitsstätte dauerhaft und gut sichtbar anzuschla-
gen und ebenso wie der Brandschutzplan der örtlich
zuständigen Feuerwehr zur Verfügung zu stellen

• Unterweisung der Bediensteten über die zu beach-
tenden Brandschutzmaßnahmen und über das Ver-
halten im Brandfall

• Regelmäßige Überprüfung der Brandsicherheit
(Eigenkontrolle) 

FÜR DIE BRANDBEKÄMPFUNG UND 
EVAKUIERUNG ZUSTÄNDIGE PERSONEN

(BRANDSCHUTZWARTE)

o Der Dienstgeber hat in Dienststellen mit mehr als
zehn Bediensteten Personen zu bestimmen, die bis zum
Einschreiten der zuständigen Behörden, der Feuerwehr
und der Rettung für die Brandbekämpfung und die Eva-
kuierung der Bediensteten zuständig sind.

o Die Brandschutzwarte sind insbesondere mit der
Handhabung der Feuerlöscheinrichtungen vertraut
zu machen.

o Weitergehende Vorgaben hinsichtlich der Ausbil-
dung der Brandschutzwarte enthalten das TBSG 2003
und die PrävD-V nicht. Unabhängig davon empfiehlt es
sich, Bedienstete, die für die Funktion eines Brand-
schutzwartes vorgesehen sind, einer entsprechenden
Grundausbildung auf dem Gebiet des Brandschutzes zu
unterziehen. Derartige Ausbildungen werden auf Basis
der Bestimmungen des ASchG und der Arbeitsstätten-
verordnung des Bundes von einschlägigen Schulungs-
einrichtungen angeboten.

BRANDSCHUTZBEAUFTRAGTE

o Die Landesregierung (bzw. der Bürgermeister oder
der Verbandsobmann) hat in Arbeitsstätten mit be-
sonderer Gefährdungssituation einen Brandschutz-
beauftragten zu bestellen, sofern dies für den wirksamen
Schutz der Bediensteten erforderlich ist. Maßgeblich
sind folgende Kriterien:
• Art der Arbeitsvorgänge und Arbeitsverfahren
• Art oder Menge der vorhandenen Arbeitsstoffe
• vorhandene Einrichtungen oder Arbeitsmittel

• Lage, Abmessungen, bauliche Gestaltung und Nut-
zungsart der Arbeitsstätte

• Anzahl der in der Arbeitsstätte anwesenden Personen

o Die Bestellung eines Brandschutzbeauftragten nach
dem TBSG 2003 ist nicht erforderlich, wenn für ein
Gebäude schon nach § 7 der Tiroler Feuerpolizeiord-
nung 1998 ein Brandschutzbeauftragter bestellt wurde.

Nach § 7 Tiroler Feuerpolizeiordnung 1998 hat die
Feuerpolizeibehörde den Inhabern von Betrieben, die
besonders brandgefährdet sind oder die sich an einem
brandgefährdeten Ort befinden, sowie den Eigen-
tümern von Gebäuden und sonstigen baulichen Anla-
gen, bei denen im Brandfall die Sicherheit der darin be-
findlichen Personen besonders gefährdet ist (wie Hoch-
häuser, Schulgebäude, Kindergarten- und Hortgebäude,
Krankenhäuser, Alten- und Pflegeheime, Versamm-
lungsstätten, Beherbergungsbetriebe, große Büro- und
Geschäftsgebäude, Großgaragen, Tunnelanlagen und
dergleichen), oder den sonst hierüber Verfügungsbe-
rechtigten mit schriftlichem Bescheid ua die Bestellung
eines Brandschutzbeauftragten aufzutragen.

o Brandschutzbeauftragte sind zu folgenden Auf-
gaben heranzuziehen:
• Information der Bediensteten über das Verhalten im

Brandfall
• Vorsorge für die regelmäßige Überprüfung der Brand-

sicherheit (Eigenkontrolle)
• Vorbereitung eines allfälligen Feuerwehreinsatzes und

anderer Hilfsdienste
• Ausarbeitung und Umsetzung des Brandalarmplanes,

des Brandschutzplanes und der Brandschutzordnung
• Unterweisung der Bediensteten über die zu beach-

tenden Brandschutzmaßnahmen und das Verhalten im
Brandfall

• Bekämpfung von Entstehungsbränden
• Evakuierung der Arbeitsstätte

o Zu Brandschutzbeauftragten dürfen nur Personen
bestellt werden, die eine mindestens 16-stündige Aus-
bildung auf dem Gebiet des Brandschutzes nach den
Richtlinien der Feuerwehrverbände oder Brandverhü-
tungsstellen oder eine andere, zumindest gleichwertige
Ausbildung nachweisen können.

o Der Dienstgeber hat den Brandschutzbeauftragten
die Ausübung ihrer Tätigkeit zu ermöglichen; insbe-
sondere hat er ihnen
• während der Dienstzeit ausreichend Zeit für die Wahr-

nehmung ihrer Aufgaben zu gewähren
• alle dazu notwendigen Mittel zur Verfügung zu stellen
• sie mit den notwendigen Befugnissen auszustatten.
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BRANDALARM- 
UND RÄUMUNGSÜBUNGEN

o Grundsätzlich sind in allen Dienststellen, in denen
Brandschutzwarte zu bestimmen sind (das sind Dienst-
stellen mit mehr als zehn Bediensteten), in regelmäßi-
gen Abständen Einsatzübungen durchzuführen.

o In Arbeitsstätten, für die die Maßnahmen des er-
höhten Brandschutzes gelten, sind Brandalarm- und
Räumungsübungen mindestens einmal jährlich durch-
zuführen. Werden bei einer solchen Übung Mängel der
Alarmeinrichtung festgestellt, ist die Übung nach
höchstens drei Monaten zu wiederholen.

39.
Bedienstetenschutz – aktuell: Sicherheitsvertrauenspersonen

Rechtsgrundlagen: §§ 26 bis 28 TBSG 2003, §§ 5 bis 7 PrävD-V, ASt-V

Die Sicherheitsvertrauenspersonen (SVP) sind be-
sonders fachlich geschulte Vertreter der Bediensteten
in Angelegenheiten des Bedienstetenschutzes. Ihre
Aufgaben gehen aber über die bloße Vertretung der
Interessen der Bediensteten (im Zusammenwirken mit
den zuständigen Organen der Personalvertretung) hi-
naus. So sollen sie die Bediensteten auch in allen Fra-
gen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bera-
ten und unterstützen sowie die Einhaltung der Bediens-
tetenschutzvorschriften durch den Dienstgeber in der
Dienststelle kontrollieren.

In Gemeinden und in Gemeindeverbänden mit we-
niger als 20 Bediensteten kann von der Bestellung von
Sicherheitsvertrauenspersonen abgesehen werden;
diesfalls stehen deren Rechte jedem einzelnen Bediens-
teten zu.

Zuständig für die Bestellung der SVP ist die Landes-
regierung (Dienststellen des Landes), der Bürgermeis-
ter (Dienststellen einer Gemeinde) bzw. der Verbands-
obmann (Dienststellen eines Gemeindeverbandes)

ANZAHL VERTEILUNG 
UND AUSWAHL DER SVP

o Für die Anzahl der SVP je Dienststelle sind fol-
gende Kriterien maßgeblich:
• die Anzahl der dort tätigen Bediensteten
• der Grad der möglichen Gefährdung der Bedienste-

ten bei der Arbeit
• das Erfordernis einer wirksamen Vertretung der

Interessen der Bediensteten und einer wirksamen
Kontrolle der Einhaltung der Bedienstetenschutz-
vorschriften

Im Unterschied zur SVP-VO des Bundes verzichtet
die PrävD-V auf die Festlegung einer Mindestanzahl an
SVP. Die in der Anlage zur SVP-VO festgelegten und
im Folgenden wiedergegebenen Schwellenwerte kön-
nen freilich eine gewisse Orientierung bieten.

Anzahl der Arbeitnehmer Anzahl der SVP0
von bis

11 50 1
51 100 2
101 300 3
301 500 4
501 700 5
701 900 6
901 1400 7

o Sind in einer Dienststelle mehrere SVP zu bestel-
len, so ist auf eine zweckmäßige Verteilung auf die ein-
zelnen Arbeitsstätten nach Maßgabe der örtlichen Ver-
hältnisse und der organisatorischen und fachlichen Er-
fordernisse Bedacht zu nehmen.

o In Dienststellen, die auf verschiedene Arbeitsstät-
ten aufgeteilt sind, wird es in der Regel zweckmäßig und
notwendig sein, in jeder Arbeitstätte mind. eine SVP zu
bestellen.

o Bei der Auswahl der SVP ist zudem auf eine ange-
messene Vertretung der Verwendungsbereiche (etwa
handwerkliche Verwendung, allgemeine Verwaltung) zu
achten. Insbesondere können auch Personalvertreter zu
SVP bestellt werden.

AUFGABEN UND PFLICHTEN DER SVP

o Vertretung der Interessen der Bediensteten in Fra-
gen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes am
Arbeitsplatz (im Zusammenwirken mit den zuständi-
gen Organen der Personalvertretung)

o Information, Beratung und Unterstützung der
Bediensteten und (allenfalls) der zuständigen Organe
der Personalvertretung in Fragen der Sicherheit und des
Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz

o Kontrolle der Einhaltung der Bedienstetenschutz-
vorschriften in der Dienststelle. Dabei

– sind die SVP - wie jeder Bedienstete - verpflichtet,
jede von ihnen festgestellte ernste und unmittelbare
Gefahr für die Sicherheit und die Gesundheit sowie
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jeden an Schutzeinrichtungen festgestellten Mangel un-
verzüglich zu melden.

– können die SVP dem Dienstgeber Vorschläge zur
Vermeidung oder Verringerung von Gefahren für die
Sicherheit und Gesundheit der Bediensteten unterbrei-
ten und

– um Abhilfe gegen derartige Gefahren ersuchen.

o Bestmögliche Gestaltung des Arbeitsumfeldes und
der Arbeitsbedingungen.

Allgemein haben die SVP gemeinsam mit den Prä-
ventivfachkräften auf eine bestmögliche Gestaltung des
Arbeitsumfeldes und der Arbeitsbedingungen in der
Dienststelle hinzuwirken.

AUFGABEN DER SVP

Interessen der Bediensteten vertreten gegenüber
dem Dienstgeber, im Zusammenwirken mit den zu-
ständigen Organen der Personalvertretung

Informieren, Beraten, Unterstützen die Bedienste-
ten sowie die zuständigen Organe der Personalvertre-
tung

Kontrollieren Einhaltung der Bedienstetenschutz-
vorschriften

Melden jede ernste und unmittelbare Gefahr, jeden
Mangel an Schutzeinrichtungen

Abhilfe verlangen gegen Gefahren, gegenüber dem
Dienstgeber

Vorschläge erstatten zur Vermeidung oder Verrin-
gerung von Gefahren, dem Dienstgeber

Zusammenarbeiten mit den Präventivfachkräften
und mit den zuständigen Organen der Personalvertre-
tung

MITWIRKUNGSRECHTE DER SVP

o Im Interesse der effektiven Wahrnehmung ihrer
Aufgaben werden den SVP eine Reihe spezifischer Mit-
wirkungsrechte (Anhörungs- und Beteiligungsrechte)
in Angelegenheiten des Bedienstetenschutzes einge-
räumt.

ANHÖRUNG DER SVP

in allen Angelegenheiten der Sicherheit und des Ge-
sundheitsschutzes am Arbeitsplatz, insbesondere
• vor der ersten Heranziehung einer Person als Präven-

tivfachkraft
• vor der ersten Inanspruchnahme eines sicherheits-

technischen oder arbeitsmedizinischen Zentrums
• vor der Bestellung von Brandschutzbeauftragten

• vor der Bestimmung von Erst-Helfern und von Per-
sonen, die für die Brandbekämpfung und die Evaku-
ierung der Bediensteten zuständig sind

• vor der Einführung neuer Technologien, Arbeitswei-
sen, Arbeitsstoffe oder Arbeitsmittel

BETEILIGUNG DER SVP

• bei der Gefahrenbeurteilung, insbesondere bei Be-
sichtigungen und Begehungen von Arbeitsstätten
durch Präventivfachkräfte

• bei der Festlegung von Maßnahmen der Gefahren-
verhütung

• bei der Planung, Organisation und Durchführung der
Information und Unterweisung der Bediensteten

• bei der Auswahl der persönlichen Schutzausrüstun-
gen

o Unter Beteiligung der SVP ist dabei ihre umfas-
sende Miteinbeziehung in die Vorbereitung, Planung
und Durchführung des betreffenden Vorhabens zu ver-
stehen.

PFLICHTEN DES DIENSTGEBERS 
GEGENÜBER DEN SVP

o Der Dienstgeber hat den SVP Zugang zu allen In-
formationen, die für die Sicherheit und die Gesundheit
der Bediensteten von Bedeutung sind, zu gewähren und
sie über bestimmte Gegebenheiten gesondert zu infor-
mieren:

Zugang
• Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente
• Aufzeichnungen und Berichte über Dienst- und Ar-

beitsunfälle
• Verzeichnis der Bediensteten, die bei ihrer Tätigkeit

einer Einwirkung durch besonders gefährliche Ar-
beitsstoffe ausgesetzt sind

• Ergebnisse von Messungen (insbesondere betreffend
gefährliche Arbeitsstoffe, Lärm, Erschütterungen)
und Untersuchungen

Gesonderte Informationen
• für die Dienststelle zuständige Präventivfachkräfte,

Brandschutzbeauftragte Erst-Helfer, für den Brand-
schutz und die Evakuierung zuständige Personen

• Grenzwertüberschreitungen, deren Ursachen und die
getroffenen Gegenmaßnahmen

• Auftreten von Erkrankungen, bei denen der begrün-
dete Verdacht besteht, dass sie arbeitsbedingt sind 

• Auflagen, Vorschreibungen und Bewilligungen auf
dem Gebiet des Bedienstetenschutzes

• neue Erkenntnisse über den Stand der Technik und auf
dem Gebiet der Arbeitsgestaltung
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o Der Dienstgeber hat den SVP die zur Erfüllung ihrer
Aufgaben erforderlichen Behelfe und Mittel zur Verfü-
gung zu stellen und ihnen die dafür erforderliche Zeit
im Rahmen der Dienstzeit zu gewähren.

o Der Dienstgeber hat für eine angemessene Unter-
weisung der SVP zu sorgen

STELLUNG DER SVP

o Funktionsperiode
5 Jahre, wobei eine Wiederbestellung zulässig ist;
Die Funktion als SVP endet darüber hinaus mit der

Abberufung, mit der Zuweisung des Bediensteten an
eine Dienststelle, für die er nicht als SVP bestellt wurde,
mit dem Ausscheiden aus dem Dienststand oder der
Beendigung des Dienstverhältnisses oder mit ihrer
Zurücklegung. In diesen Fällen ist für den Rest der
Funktionsperiode eine neue SVP zu bestellen.

o Weisungsfreiheit
Die SVP sind in Ausübung ihres Amtes an keine Wei-

sungen gebunden.

o Benachteiligungsverbot
Den SVP dürfen aufgrund ihrer Tätigkeit keinerlei

Nachteile erwachsen.

SCHULUNG DER SVP

o SVP, die zum Zeitpunkt ihrer Bestellung noch nicht
über die für ihre Tätigkeit erforderlichen Fachkennt-
nisse verfügen, hat der Dienstgeber innerhalb des ersten
Jahres der Funktionsperiode Gelegenheit zu geben,
diese durch eine Ausbildung auf dem Gebiet des Ar-
beitnehmerschutzes (Mindestausmaß: 24 Unterrichts-
einheiten zu je 50 Minuten) zu erwerben. Diese Ausbil-
dung hat auf Kosten des Dienstgebers und innerhalb der
Dienstzeit zu erfolgen.

o Ausbildungskurse für SVP werden österreichweit
insbesondere von der AUVA, dem WIFI und dem bfi
angeboten (meistens dreitägig geblockt).

INFORMATION DER BEDIENSTETEN

o Der Dienstgeber hat die Bediensteten auf geeignete
Weise zu informieren über:
• den Namen einer SVP
• ihren Dienstort
• ihren Zuständigkeitsbereich
• die Funktionsperiode

o In gleicher Weise ist die zuständige Personalvertre-
tung zu informieren

40.
Bedienstetenschutz – aktuell: 

Mitwirkung, Information und Unterweisung der Bediensteten

Rechtsgrundlagen: §§ 6 und 8 TBSG 2003, 
Durchführungsverordnungen

Die Mitwirkung der Bediensteten ist wesentlich für
einen funktionierenden und wirksamen Bediensteten-
schutz. Das TBSG 2003 normiert daher allgemeine mit
dem Bedienstetenschutz im Zusammenhang stehende
Pflichten der Bediensteten, gewährleistet ihnen – über
die spezifischen Mitwirkungsrechte der Sicherheitsver-
trauenspersonen und der Personalvertretung hinaus –
ein umfassendes Anhörungsrecht und stellt sicher, dass
die Bediensteten in Angelegenheiten des Bediensteten-
schutzes umfassend informiert und erforderlichenfalls
besonders unterwiesen werden.

ALLGEMEINE MITWIRKUNGSPFLICHTEN

o Die Bediensteten haben den Unterweisungen
und Anordnungen des Dienstgebers in Angelegenhei-
ten des Bedienstetenschutzes Folge zu leisten und für
ihre eigene Sicherheit und Gesundheit und für die Si-
cherheit und Gesundheit anderer Personen zu sorgen,

die von ihren Handlungen oder Unterlassungen bei der
Arbeit betroffen sind.

o Die Bediensteten haben die Arbeitsmittel und Ar-
beitsstoffe sowie die ihnen beigestellten Ausrüstungen
ordnungsgemäß zu benützen.

o Die Bediensteten haben Schutzvorrichtungen ord-
nungsgemäß zu benützen. Insbesondere dürfen sie
Schutzvorrichtungen und behördlich vorgeschriebene
Sicherheitseinrichtungen nicht entfernen, außer Be-
trieb setzen, willkürlich verändern oder umstellen, so-
weit dies nicht aus arbeitstechnischen Gründen, insbe-
sondere zur Durchführung von Einstellungs-, Repara-
tur- oder Wartungsarbeiten, unbedingt notwendig ist.

o Die Bediensteten haben gemeinsam mit dem
Dienstgeber, den Präventivfachkräften und den Sicher-
heitsvertrauenspersonen darauf hinzuwirken, dass die
zu ihrem Schutz vorgesehenen Maßnahmen eingehal-
ten werden und das Arbeitsumfeld und die Arbeitsbe-
dingungen sicher sind.
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o Insbesondere sind folgende Ereignisse und Um-
stände unverzüglich zu melden:
• jeder Arbeitsunfall,
• jedes Ereignis, das beinahe zu einem Arbeitsunfall ge-

führt hätte,
• jede festgestellte ernste und unmittelbare Gefahr für

die Sicherheit und die Gesundheit,
• jeder an Schutzeinrichtungen festgestellte Mangel.

o Die Pflichten der Bediensteten in Angelegenheiten
des Bedienstetenschutzes berühren nicht die Verant-
wortlichkeit des Dienstgebers für die Einhaltung der Be-
dienstetenschutzvorschriften.

ANHÖRUNG DER BEDIENSTETEN

o Der Dienstgeber hat die Bediensteten in allen die
Sicherheit und den Schutz der Gesundheit am Arbeits-
platz betreffenden Fragen anzuhören.

o Der Dienstgeber ist jedoch nicht dazu verpflichtet,
die Bediensteten vor jeder einzelnen Maßnahme des
Bedienstetenschutzes zu hören (diesbezüglich gewähr-
leisten insbesondere die den SVP und der Personalver-
tretung zustehenden Mitwirkungsrechte eine Bedacht-
nahme auf die Interessen der Bediensteten), sondern le-
diglich, die von den Bediensteten in Bezug auf den Be-
dienstetenschutz vorgebrachten Äußerungen, Beden-
ken und Anregungen auch tatsächlich zur Kenntnis zu
nehmen und sich damit auseinander zu setzen.

INFORMATION UND UNTERWEISUNG 
DER BEDIENSTETEN

Nur auf Basis einer ausreichenden Information ist die
aktive Mitarbeit der Bediensteten zur Verringerung oder
Beseitigung von Gefahren am Arbeitsplatz möglich. Die
Information soll gewährleisten, dass sich die Bedienste-
ten der bestehenden Gefahren bewusst werden, die zur
Beseitigung oder Verringerung der Gefahren zur Verfü-
gung stehenden Möglichkeiten kennen und deren Sinn-
haftigkeit einsehen.

Das TBSG 2003 unterscheidet zwischen „Informa-
tion“ und „Unterweisung“ der Bediensteten. Während
die Information die Bediensteten allgemein mit dem An-
liegen und den Erfordernissen des Bedienstetenschut-
zes vertraut machen und sie insbesondere in die Lage
versetzen soll, ihre Mitwirkungsrechte auszuüben, ihre
Pflichten zu erfüllen und auf eine Fortentwicklung des
Bedienstetenschutzes in den einzelnen Dienststellen
hinzuwirken, bezeichnet die Unterweisung das Erfor-
dernis der Schulung bzw. der Erteilung konkreter Ver-
haltensanweisungen bezogen auf den individuellen Ar-
beitsplatz und den konkreten Aufgabenbereich der Be-
diensteten.

INFORMATION

o Der Dienstgeber hat die Bediensteten in allen sie
betreffenden Angelegenheiten des Bedienstetenschut-
zes, insbesondere über die am Arbeitsplatz drohenden
Gefahren für die Sicherheit und die Gesundheit und die
dagegen ergriffenen Maßnahmen zu informieren. Die
Information muss die Bediensteten in die Lage verset-
zen, durch eine angemessene Mitwirkung zu überprü-
fen, ob die erforderlichen Schutzmaßnahmen getroffen
wurden.

o Die Information hat in geeigneter und verständ-
licher Form zu erfolgen. Erforderlichenfalls sind geeig-
nete Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

o Die Information hat regelmäßig zu erfolgen; bei
einer Änderung der dienstlichen Gegebenheiten, Ände-
rungen der Bedienstetenschutzvorschriften und bei
neuen Erkenntnissen ist sie zu erneuern.

o In manchen Bereichen kann eine Information der
Sicherheitsvertrauenspersonen oder der Personalvertre-
tung genügen, wenn dadurch eine wirksame Gefahren-
verhütung gewährleistet ist. Diese geben dann die In-
formationen an die Bediensteten weiter. Sofern die ein-
zelnen Durchführungsverordnungen diesbezüglich
keine konkretisierenden Bestimmungen enthalten, hat
eine Beurteilung im Einzelfall zu erfolgen.

o Bedienstete, die einer ernsten und unmittelbaren
Gefahr ausgesetzt sein können, sind jedoch stets per-
sönlich über diese Gefahr und die getroffenen oder zu
treffenden Schutzmaßnahmen zu informieren.

o Im Einzelnen werden die den Dienstgeber treffen-
den Informationspflichten im TBSG 2003 und seinen
Durchführungsverordnungen festgelegt (siehe die Über-
sicht unten).

UNTERWEISUNG

o Der Dienstgeber hat dafür zu sorgen, dass jeder
Bedienstete jedenfalls
• bei der Aufnahme seiner Tätigkeit,
• bei einer Versetzung oder einer Änderung seines Auf-

gabenbereichs,
• bei der Einführung oder Änderung von Arbeitsmit-

teln, Arbeitsstoffen und Arbeitsverfahren oder
• bei der Einführung einer neuen Technologie
eine ausreichende und angemessene Unterweisung über
die Sicherheit und den Schutz der Gesundheit erhält, die
speziell auf seinen Arbeitsplatz und Aufgabenbereich
ausgerichtet ist. Erforderlichenfalls ist diese Unterwei-
sung in regelmäßigen Abständen zu wiederholen.

o Die Unterweisung muss an die Entwicklung der Ge-
fahrenmomente und an die Entstehung neuer Gefahren
angepasst sein. Sie kann auch schriftlich erfolgen.
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o Erforderlichenfalls sind den Bediensteten schrift-
liche Unterlagen und Anweisungen zur Verfügung zu
stellen. So müssen jedenfalls
• Bedienungsanleitungen
• Beipacktexte
• Gebrauchsanweisungen
• Sicherheitsdatenblätter (diese sind nach dem Chemi-

kaliengesetz vom Hersteller, Importeur oder Vertrei-
ber an den Empfänger eines Arbeitsstoffes zu über-
mitteln)

den betreffenden Bediensteten zur Kenntnis gebracht
und zur Verfügung gestellt werden.

o Zu Bereichen mit ernsten und spezifischen Gefah-
ren dürfen nur Bedienstete, die ausreichende Anwei-
sungen erhalten haben, Zugang haben.

o Im Einzelnen werden die den Dienstgeber treffen-
den Unterweisungspflichten im TBSG 2003 und seinen
Durchführungsverordnungen festgelegt (siehe die Über-
sicht unten).

ÜBERSICHT ÜBER INFORMATIONS- 
UND UNTERWEISUNGPFLICHTEN

o Über folgende Gegebenheiten sind die Bedienste-
ten gemäß dem TBSG 2003 und seinen Durchfüh-
rungsverordnungen jedenfalls zu informieren bzw. zu
unterweisen; damit ist nicht ausgeschlossen, dass im
Einzelfall ein darüber hinaus gehender Informations-
bzw. Unterweisungsbedarf gegeben sein kann.

Präventivfachkräfte
Information

• Bestellung
• Name
• Dienst-, Arbeitsort
• Zuständigkeitsbereich
• Erreichbarkeit

Sicherheitsvertrauenspersonen
Information

• Bestellung
• Name
• Dienstort
• Zuständigkeitsbereich
• Erreichbarkeit
• Funktionsperiode

Erst-Helfer, Brandschutzbeauftragte, 
Brandschutzwarte

Information

• Bestellung/Benennung
• Name
• Dienstort

• Zuständigkeitsbereich
• Erreichbarkeit
• Funktionsperiode (Brandschutzbeauftragte)

Gesundheitsüberwachung
Information

• verpflichtende Eignungs- und Folgeuntersuchungen
• sonstige besondere Untersuchungen
• Untersuchungen bei Lärmeinwirkung
• Zeitabstände der Folgeuntersuchungen

Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung
Information

• Bedeutung der Kennzeichnung
• damit im Zusammenhang stehende, zu ergreifende

Maßnahmen

Unterweisung

• Bedeutung von Warnzeichen, Leucht- und Schall-
zeichen, Sprach- und Handzeichen

• damit im Zusammenhang stehende, zu ergreifende
Maßnahmen

Arbeitsstätten
Information

• Verhalten im Gefahrenfall
• Bedeutung der Alarmsignale, wenn in der Arbeits-

stätte eine Alarmeinrichtung vorhanden ist
• Lagerverbote und Lagerbeschränkungen
• Standorte und Handhabung der Einrichtungen zur

Brandbekämpfung
• Standorte der Einrichtungen für die Erste-Hilfe-

Leistung

Arbeitsmittel
Information

• Einsatzbedingungen des jeweiligen Arbeitsmittels
• absehbare Störungen
• Rückschlüsse aus den bei der Benutzung von Arbeits-

mitteln gegebenenfalls gesammelten Erfahrungen
• Gefährdungen durch die in ihrer unmittelbaren Ar-

beitsumgebung vorhandenen Arbeitsmittel
• entsprechende Veränderungen
• Daten für den sicheren Betrieb (höchstzulässige

Drehzahl, Abmessungen, Angaben über zu bearbei-
tende Werkstoffe oder Lager- und Ablauffristen)
Die Information der Bediensteten kann entfallen,

wenn sie über ausreichende Kenntnisse über die Ar-
beitsmittel verfügen (erworben im Rahmen ihrer Aus-
bildung oder ihrer bisherigen beruflichen Tätigkeit)

Unterweisung

Wenn die Verwendung des Arbeitsmittels mit einer
Gefahr für die Sicherheit und Gesundheit verbunden ist
• bei der Aufnahme der Tätigkeit oder wesentlichen

Änderungen:
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– Inbetriebnahme, Verwendung,
– gegebenenfalls Auf- und Abbau,
– Beseitigen von Störungen im Arbeitsablauf der Ar-

beitsmittel,
– erforderlichenfalls Rüsten der Arbeitsmittel,
– für den jeweiligen Verwendungszweck vorgesehene

Schutzeinrichtungen,
– notwendige Schutzmaßnahmen.

Die Unterweisung der Bediensteten in Inbetrieb-
nahme und Verwendung kann entfallen, wenn sie über
ausreichende Kenntnisse über die Arbeitsmittel verfü-
gen (erworben im Rahmen ihrer Ausbildung oder ihrer
bisherigen beruflichen Tätigkeit)
• wiederkehrend in regelmäßigen Abständen:
– für den jeweiligen Verwendungszweck vorgesehene

Schutzeinrichtungen
– notwendige Schutzmaßnahmen
• Besondere Unterweisung der mit Instandsetzungs-,

Umbau-, Instandhaltungs- und Wartungsarbeiten be-
trauten Bediensteten

• Betriebsanleitungen müssen für folgende Arbeits-
mittel erstellt werden:

– Krane
– Selbstfahrende Arbeitsmittel
– Geräte für autogenes Schweißen, Schneiden und ver-

wandte Verfahren
– Bolzensetzgeräte

Biologische Arbeitsstoffe
Information

• mögliche Gefahren für die Gesundheit
• Hygiene- und Desinfektionsmaßnahmen
• Maßnahmen zur Verhütung der Exposition
• Persönliche Schutzausrüstung
• Vor- und Nachteile der Impfung und der Nicht-Imp-

fung

Unterweisung

• Verhalten und Schutzmaßnahmen für den Fall von Be-
triebsstörungen oder Zwischenfällen, durch die es zu
einer beträchtlichen Erhöhung der Exposition der Be-
diensteten kommen könnte

• Schutzmaßnahmen bei Verwendung von biologischen
Arbeitsstoffen der Gruppen 3 oder 4

Chemische Arbeitsstoffe
Information

• Ergebnisse der Gefahrenbeurteilung und von Mes-
sungen 

• Einstufung und Eigenschaften der am Arbeitsplatz
auftretenden Arbeitsstoffe

• Bestehen von Grenzwerten für die verwendeten Ar-
beitsstoffe

• mit der Verwendung der Arbeitsstoffe verbundene
Gefahren für die Sicherheit und Gesundheit

• Schutz- und Hygienemaßnahmen
• Persönliche Schutzausrüstung
• Warn- und Alarmeinrichtungen
• Verhalten bei Unfällen, Zwischenfällen und Notfällen
• Auslösen von Überempfindlichkeitsreaktionen („S“)
• Gefahr der Aufnahme durch die Haut ("H")

Unterweisung

• Schutz- und Hygienemaßnahmen
• Persönliche Schutzausrüstung
• Warn- und Alarmeinrichtungen
• Verhalten bei Unfällen, Zwischenfällen und Notfällen

Explosionsgefährdete Bereiche
Information

• Wie Explosionsgefahr entsteht und in welchen Berei-
chen sie vorhanden ist 

• Art der am Arbeitsplatz möglichen Explosionsge-
fahren

• getroffene Schutzmaßnahmen, deren Wirkung und
Auswirkungen

• Verhalten bei Warnung oder Alarm

Unterweisung

• richtiges Verhalten gegenüber Explosionsgefahren bei
vorhersehbaren Störungen

• richtiger Umgang mit den vorhandenen Arbeitsmitteln
• darin, welche ortsveränderlichen Arbeitsmittel einge-

setzt und welche nicht eingesetzt werden dürfen und
welche sonstigen ortsveränderlichen Gegenstände
eine Explosionsgefahr bewirken oder erhöhen können

• sichere Durchführung von Arbeiten, insbesondere
Instandhaltung, Reinigung, Prüfung und Störungs-
erhebung

• Dienstbekleidung (einschließlich Arbeitsschuhe),
persönliche Schutzausrüstung

• Schriftliche Anweisungen sind für folgende Arbeiten
zu erstellen:

– Befahren (Inspektion) und Arbeiten (wie Instandhal-
tung, Reinigung, Prüfung und Störungsbehebung) in
oder an Betriebseinrichtungen (wie Behältern, Silos,
Rohrleitungen, Schächten oder Gruben, die brennbare
Arbeitsstoffe enthalten, enthalten haben oder in denen
sich explosionsfähige Atmosphären ansammeln können

– Arbeiten, für deren Dauer eine temporäre Zonenein-
stufung oder -umstufung erfolgen muss

Bildschirmarbeit
Information

• ob an einem Arbeitsplatz Bildschirmarbeit im Sinn des
§ 1 Abs. 2 BSuL-V vorliegt

• Recht auf Untersuchungen
• Recht auf Zur-Verfügung-Stellung einer speziellen

Sehhilfe (Bildschirmbrille)
• Anspruch auf Pausen und Tätigkeitswechsel
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Handhabung von Lasten
Information

• mit der Tätigkeit verbundene gesundheitliche Ge-
fährdungen für den Bewegungs- und Stützapparat

• Merkmale der Last
• Arbeitsablauf
• Erfordernisse der Aufgabe

Unterweisung

• Sachgemäße Handhabung von Lasten
• Gefahren der unsachgemäßen Handhabung von Lasten

Lärm
Information

• Art der möglichen Gefahren
• zur Vermeidung oder Verringerung der Gefährdung

durch Lärm getroffene Maßnahmen einschließlich der
Umstände, unter denen diese Maßnahmen angewandt
werden

• Grenzwerte
• Ergebnisse der Ermittlung und Messung von Lärm

zusammen mit einer Erläuterung ihrer Bedeutung und
potenziellen Gefahr

• ordnungsgemäße Verwendung des individuellen Ge-
hörschutzes

• Erkennung von Anzeichen für Gehörschädigungen
und deren Meldung

• sichere Arbeitsverfahren zur Verringerung der Lärm-
einwirkung

Unterweisung

• Art der möglichen Gefahren
• zur Vermeidung oder Verringerung der Gefährdung

durch Lärm getroffene Maßnahmen einschließlich der
Umstände, unter denen diese Maßnahmen angewandt
werden

• Grenzwerte
• Ergebnisse der Ermittlung und Messung von Lärm

zusammen mit einer Erläuterung ihrer Bedeutung und
potenziellen Gefahr

• ordnungsgemäße Verwendung des individuellen Ge-
hörschutzes

• Erkennung von Anzeichen für Gehörschädigungen
und deren Meldung

Erschütterungen
Information

• potenzielle Verletzungsgefahren, die von den verwen-
deten Arbeitsmitteln ausgehen

• zur Vermeidung oder Verringerung einer Gefährdung
durch Erschütterungen getroffene Maßnahmen

• Grenzwerte
• Ergebnisse der Ermittlung und Messung von Er-

schütterungen
• Erkennung von Anzeichen für erschütterungsbe-

dingte Gesundheitsschädigungen und deren Meldung
• sichere Arbeitsverfahren zur Verringerung der Ein-

wirkung durch Erschütterungen
Unterweisung

• potenzielle Verletzungsgefahren, die von den verwen-
deten Arbeitsmitteln ausgehen

• zur Vermeidung oder Verringerung einer Gefährdung
durch Erschütterungen getroffene Maßnahmen

• Grenzwerte
• Ergebnisse der Ermittlung und Messung von Er-

schütterungen
• Erkennung von Anzeichen für erschütterungsbe-

dingte Gesundheitsschädigungen und deren Meldung

Persönliche Schutzausrüstung
Information

• Notwendigkeit
• Beschaffenheit
• richtige Verwendung
• Risiken, gegen die die Bediensteten bei ordnungsge-

mäßer Verwendung geschützt sind

Unterweisung

• erforderlichenfalls Schulung in der richtigen Verwen-
dung

• Bedienungsanleitungen zur Verfügung stellen

Jugendliche
Information

• auf der Arbeitsstätte oder Baustelle bestehende Ge-
fahren

• zur Sicherheit und zum Schutz der Gesundheit der Be-
diensteten getroffene Maßnahmen

• Durchführung von Jugendlichenuntersuchungen

Unterweisung

• zur Abwendung von Gefahren am Arbeitsplatz ge-
troffene Maßnahmen

• Schutzeinrichtungen einschließlich deren Benützung
• Verhalten bei der Verrichtung von Arbeiten an Ma-

schinen, mit Gasen, Chemikalien, sonstigen gesund-
heitsschädlichen Arbeitsstoffen oder an gefährlichen
Arbeitsstellen

• für diese Tätigkeiten bestehende Schutzvorkehrungen
und deren Handhabung
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41.
Buchhinweis: Tiroler Gleichbehandlungsrecht von Christian Ranacher

Mai 2005 Juni 2005
(endgültig) (vorläufig)

Index der Verbraucherpreise 2000
Basis: Durchschnitt 1996 = 100 110,4 110,8

Index der Verbraucherpreise 96
Basis: Durchschnitt 1996 = 100 116,1 116,6

Index der Verbraucherpreise 86
Basis: Durchschnitt 1986 = 100 151,9 152,5

Index der Verbraucherpreise 76
Basis: Durchschnitt 1976 = 100 236,1 237,0

Index der Verbraucherpreise 66
Basis: Durchschnitt 1966 = 100 414,4 415,9

Mai 2005 Juni 2005
(endgültig) (vorläufig)

Index der Verbraucherpreise I
Basis: Durchschnitt 1958 = 100 528,0 530,0

Index der Verbraucherpreise II
Basis: Durchschnitt 1958 = 100 529,7 531,6

V E R B RAU C H E R P R E I S I N D E X  F Ü R  J U N I  2 0 0 5
(vorläufiges Ergebnis)

Der Index der Verbraucherpreise 2000 (Basis: Durchschnitt 2000 = 100)
für den Kalendermonat Juni 2005 beträgt 110,8 (vorläufige Zahl) und
ist somit gegenüber Mai 2005 (110,4 endgültige Zahl) um 0,4% gestiegen
(Mai 2005 gegenüber April 2005: 0,2%). Die Steigerungsrate gegenüber
Juni 2004 beträgt 2,3% (Mai 2005/2004: +2,3%).


